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Vorblatt 


Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Frau Jacobi (Marl), 
Fritsch, Dr. Rutschke und Genossen] 


A. Problem 

Der Rechtsschutz des Staatsbürgers und die Kontrollfunktion 
des Parlaments gegenüber Regierung und Verwaltung sollen 
im Wege einer Erweiterung der Befugnisse des Petitionsaus- 
schusses verbessert werden. Dem Petitionsausschuß soll ins- 
besondere eine eigene, unmittelbare und schnellere Sachauf- 
klärung, Tatsachenfeststellung und Wahrheitsfindung ermög- 
licht werden. 


B. Lösung 

1. Der Petitionsausschuß erhält folgende Rechte; 

a) auf Auskunft und Aktenvorlage seitens der Bundes- 
regierung und Verwaltung, 

b) auf Anhörung des Petenten und anderer Beteiligter, 

c) auf Wahrnehmung dieser Befugnisse auch außerhalb des 
Sitzes des Bundestages, 

d) auf Übertragung jener Rechte auf einzelne Abgeordnete, 

e) auf Hilfe durch Gerichte und Verwaltungsbehörden. 

2. Die zwingende Einsetzung des Petitionsausschusses durch 
den Bundestag und die verfassungsrechtliche Ermächtigung 
zur Begründung selbständiger Kontrollbefugnisse sind in 
der vorgesehenen Grundgesetzänderung enthalten. 

C. Alternativen 

Die Gesetzentwürfe sind als Kompromiß zu verstehen zwischen 
weitergehenden Vorstellungen, zum Beispiel 

a) der Einführung eines Parlamentsbeauftragten für die zivile 
Verwaltung (eines Ombudsman's), 
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b) der Ausstattung des Petitionsausschusses mit den Rechten 
eines Untersuchungsausschusses (Artikel 44 GG) und (oder) 
eines Ständigen Ausschusses (Artikel 45 GG), 

und Vorschlägen, die Befugnisse des Petitionsausschusses 
lediglich geschäftsordnungsmäßig zu stärken. 


D. Kosten 


Keine. 
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Antrag 

der Abgeordneten Frau Jacobi (Marl), Fritsch, Dr. Rutschke 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Befugnisse des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Der Petitionsausschuß ist in Erfüllung der ihm 
übertragenen Aufgaben befugt, 

a) von der Bundesregierung, den obersten Bundes- 
behörden und den ihrer Weisung oder Aufsicht 
unterstehenden Behörden und Bediensteten Aus- 
kunft und Aktenvorlage zu verlangen sowie 

b) den Petenten und andere Beteiligten zu hören. 

Der Ausschuß kann die Befugnisse an Ort und Stelle 
ausüben. 

(2) Auskunft und Aktenvorlage dürfen dem Aus- 
schuß nur verweigert werden, soweit zwingende 
Geheimhaltungsgründe entgegenstehen. Die Ent- 
scheidung über die Verweigerung trifft der zustän- 
dige Bundesminister oder sein ständiger Stellver- 


treter im Amt persönlich; er hat sie vor dem Peti- 
tionsausschuß zu vertreten. 

(3) Der Ausschuß kann die Befugnisse aus Ab- 
satz 1 im Einzelfall auf Abgeordnete übertragen. 

§ 2 

Gerichte und Verwaltungsbehörden haben dem 
Petitionsausschuß bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
Hilfe zu leisten. 

§ 3 

Das Verfahren des Petitionsausschusses wird 
durch die Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages geregelt. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 19. Juni 1970 


Unterschriften umseitig 
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Frau Jacobi (Marl) 

Fritsch 

Alber 

Batz 

von Bockeiberg 

Brandt (Grolsheim) 

Breidbach 

Folger 

Freiherr von Fircks 

Dr. Geßner 

Dr. Gölter 

Halfmeier 

Dr. Gradl 

Hansen 

Hussing 

Lautenschlager 

Köster 

Marx (München) 

Niegel 

Scheu 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Schiller (Bayreuth) 

Dr. Schwörer 

Frau Seppi 

Frau Tübler 

Simon 

Vogt 

Wittmann 

Weigl 

Zander 

Wohlrabe 



Begründung 


Der Gesetzentwurf über die Befugnisse des Peti- 
tionsausschusses des Deutschen Bundestages, der 
zusammen mit dem Antrag auf Einfügung eines 
Artikels 45 c in das Grundgesetz (Drucksache VI/ 973) 
eingebracht worden ist, enthält die zusätzlichen und 
erweiterten Rechte, die nach Meinung der Antrag- 
steller notwendig sind, um dem Petitionsausschuß 
eine eigene, d. h. von der Regierung und Verwal- 
tung unabhängige, sowie eine unmittelbare, den 
Dienstweg ausschließende, und dadurch schnellere 
Sachaufklärung, Tatsachenfeststellung und Wahr- 
heitsfindung zu ermöglichen. 

Zur weiteren Begründung wird auf den begründeten 
Antrag auf Drucksache VI/973 verwiesen. 


Dr. Rutschke 
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